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Im Rahmen der Arbeiten zur bergbaulichen Gefahrenabwehrmaßnahme im Zentralteil (bGZ) des Endlagers 
für radioaktive Abfälle Morsleben (ERAM) ist im Hinblick auf die wasserrechtlichen Bestimmungen (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG, Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt - WG LSA) der Nachweis zu führen, 
dass durch die endgelagerten bzw. endzulagernden radioaktiven Abfälle/Abfallgebinde einschließlich der 
Braunkohlenfilterasche und die Baustoffe für die Verfüllung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil 
eine schädliche Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Ei-
genschaften nicht zu besorgen ist. Die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis für das vorgesehene Ver-
füllen und Verschließen des ERAM setzt diesen Nachweis voraus. 

Die Prüfung und Bewertung einer möglichen Verschmutzung des Grundwassers durch organische und an-
organische Stoffe ist mit Hilfe von konservativen Modellbetrachtungen durchgeführt worden. Sie beschränk-
ten sich zunächst auf die radioaktiven Abfälle/Abfallgebinde einschließlich der Braunkohlenfilterasche. In 
Ergänzung dazu wird in der vorliegenden Unterlage der Frage nachgegangen, ob und wie sich die Schad-
stoffe auf das oberflächennahe Grundwasser auswirken, die in den vorgesehenen Baustoffen für die Verfül-
lung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil enthalten sind.  

Im Rahmen der durchgeführten Modellbetrachtungen konnte insbesondere gezeigt werden, dass die Gering-
fügigkeitsschwellenwerte für das Grundwasser der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA), die kleiner 
als die Grenzwerte aus der Trinkwasserverordnung sind, nicht überschritten werden. Mit ihrer Unterschrei-
tung gilt der Gefahrenverdacht in der Regel als ausgeräumt und somit auch die Besorgnis einer schädlichen 
Verunreinigung des Grundwassers oder einer sonstigen nachteiligen Veränderung seiner Eigenschaften im 
Sinne des § 34 Abs. 2 WHG und § 138 Abs. 2 WG LSA, d. h. der gute Zustand des oberflächennahen 
Grundwassers bleibt erhalten.  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die im Rahmen der hier durchgeführten Untersuchungen betrach-
teten organischen und anorganischen Stoffe in nur solchen Konzentrationen in das oberflächennahe Grund-
wasser gelangen können, dass eine Gefahr der Grundwasserbeeinträchtigung nicht zu besorgen ist. Dies 
bedeutet, dass mit den im Endlager Morsleben vorhandenen radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden ein-
schließlich der Braunkohlenfilterasche und den Baustoffen für die Verfüllung von ausgewählten Grubenbau-
en im Zentralteil keine Einwirkungen verbunden sind, die schädliche Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit des oberflächennahen Grundwassers herbeiführen. 

 

ZERNA
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1 EINLEITUNG 

Mit der Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 über den 
Schutz des Grundwassers gegen Verschmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe (Grundwasserverord-
nung) vom 18.03.1997 [1] werden der Besorgnisgrundsatz des § 34 'Reinhaltung' des Gesetzes zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) und des § 138 'Reinhaltung' des Wassergesetzes für 
das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) konkretisiert [2, 3]. Nach § 34 Abs. 2 WHG und § 138 Abs. 2 WG LSA 
dürfen Stoffe nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine schädliche Verunreinigung des Grundwas-
sers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist. Lagern oder 
Ablagern im Sinne von § 34 Abs. 2 WHG und § 138 Abs. 2 WG LSA ist ein Lagern zur späteren Weiterver-
wendung bzw. ein Ablagern zur Entledigung (hier: Endlagerung). 

Im Hinblick auf eine umfassende wasserrechtliche Prüfung und die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaub-
nis entsprechend den Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetzes, des Wassergesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt und der Grundwasserverordnung ist der Nachweis zu führen, dass die im Endlager für ra-
dioaktive Abfälle Morsleben (ERAM) endgelagerten bzw. endzulagernden radioaktiven Abfälle/Abfallgebinde 
einschließlich der Braunkohlenfilterasche und die Baustoffe für die Verfüllung von ausgewählten Gruben-
bauen im Rahmen der bergbaulichen Gefahrenabwehrmaßnahme im Zentralteil (bGZ) wie auch für die ge-
planten Verfüll- und Verschließmaßnahmen bei der weitgehenden Verfüllung von Abbauen der Grubenge-
bäude zu keiner schädlichen Verunreinigung des Grundwassers oder einer sonstigen nachteiligen Verände-
rung seiner Eigenschaften führen. 

In Ergänzung zu bisherigen Untersuchungen, die die möglichen Auswirkungen freigesetzter Schadstoffe aus 
den radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden einschließlich der Braunkohlenfilterasche auf das oberflächennahe 
Grundwasser umfassen, wird nachfolgend der Einfluss derjenigen Schadstoffe untersucht, die in den ver-
wendeten Baustoffen für die Verfüllung der ausgewählten Grubenbaue (bGZ) enthalten sind. 

Radioaktive Abfälle/Abfallgebinde setzen sich hauptsächlich aus organischen und anorganischen nichtradio-
aktiven Stoffen zusammen, die als Bestandteile des Abfallbehälters, des Fixierungsmittels und des radioakti-
ven Abfalls auftreten können. Gegenüber den großen Massen dieser Stoffe sind die Massen der in den ra-
dioaktiven Abfällen/Abfallgebinden enthaltenen Radionuklide vergleichsweise gering. Um den o. a. Nachweis 
führen zu können, wird aufbauend auf den ermittelten Inventaren organischer und anorganischer nichtradio-
aktiver Bestandteile der radioaktiven Abfälle/Abfallgebinde und der Braunkohlenfilterasche auf Angaben über 
Menge und Zusammensetzung der Baustoffe für die Verfüllung von ausgewählten Abbauen im Zentralteil 
zurückgegriffen. In Anlehnung an die Randbedingungen und Vorgaben der radiologischen Langzeitsicher-
heitsanalyse wird auf dieser Basis die Prüfung und Bewertung einer möglichen Verschmutzung des oberflä-
chennahen Grundwassers durch das Inventar an organischen und anorganischen nichtradioaktiven Schad-
stoffen durchgeführt. Dabei wird das Ziel verfolgt aufzuzeigen, ob und welche Auswirkungen mit der Endla-
gerung von radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden im ERAM einschließlich der eingebrachten Braunkohlenfil-
terasche und der für die Verfüllung von ausgewählten Abbauen im Zentralteil vorgesehenen Baustoffe ver-
bunden sind. 

Es sei darauf hingewiesen, dass zukünftig Anpassungen und/oder Konkretisierungen im Bereich der Rege-
lungen zum Wasserrecht zu erwarten sind. Gemäß der Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Ver-
schlechterung [4] sind bis spätestens 22. Dezember 2008 Schwellenwerte zur Beurteilung des chemischen 
Zustandes eines Grundwasserkörpers oder einer Gruppe von Grundwasserkörpern festzulegen. Ferner sind 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens ab 
dem 16. Januar 2009 nachzukommen. 
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2 RADIOAKTIVE ABFÄLLE UND BRAUNKOHLEN-
FILTERASCHE 

Bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie und beim Umgang mit Radioisotopen fallen Reststoffe an. So-
weit diese nicht schadlos verwertet werden können, müssen sie als radioaktive Abfälle geordnet und sicher 
beseitigt werden. 

In das Endlager für radioaktive Abfälle Morsleben (ERAM) wurden insbesondere radioaktive Abfälle ver-
bracht, die 

• beim Betrieb von Kernkraftwerken, 

• im Bereich von Forschungs- und Entwicklungsarbeiten, 

• bei der Radioisotopenanwendung in Gewerbe, Industrie und Medizin 

anfielen. 

 

 

2.1 ABFALLMENGEN UND AKTIVITÄTEN 

Die Endlagerung radioaktiver Abfälle im ERAM erfolgte in den beiden Zeiträumen vom Dezember 1971 bis 
zum Februar 1991 und vom Januar 1994 bis zum September 1998. 

Im Einlagerungszeitraum 1971 - 1991 wurden 6.174 m³ feste radioaktive Abfälle, 8.258 m³ flüssige radioakti-
ve Abfälle und 6.223 Stück ausgediente umschlossene Strahlenquellen endgelagert. Die flüssigen Abfälle 
wurden mit Braunkohlenfilterasche verfestigt. Das Volumen der Strahlenquellen ist insgesamt sehr gering 
und kann gegenüber dem Volumen der festen und flüssigen radioaktiven Abfälle vernachlässigt werden. Die 
Gesamtaktivität beträgt 7,7 · 1013 Bq (Bezugsdatum: 30.06.2005) [5, 6]. 

Im Rahmen des Einlagerungszeitraums 1971-1991 wurden 1983 und 1990 radioaktive Abfälle mit ver-
gleichsweise hohen Aktivitäten in das ERAM verbracht. Diese Abfälle (hier: Radiumabfälle, ausgediente 
umschlossene Strahlenquellen und Abfälle aus der Strahlenquellenproduktion) werden seitdem im ERAM 
zwischengelagert [7]. Ihre Gesamtaktivität beläuft sich auf etwa 3,9 · 1014 Bq (Bezugsdatum: 30.06.2005); 
davon entfallen etwa 3,7 · 1011 Bq auf die Aktivität des langlebigen Radionuklids Ra-226. Es ist beabsichtigt, 
dass im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für die Stilllegung des ERAM die sichere Endlagerung der 
zwischenlagernden Abfälle festgestellt werden soll. 

Im Einlagerungszeitraum 1994 - 1998 wurden 22.320 m³ feste radioaktive Abfälle/Abfallgebinde und 394 
Stück ausgediente umschlossene Strahlenquellen endgelagert. Das Volumen der Strahlenquellen beträgt 
insgesamt weniger als 0,1 m³ und kann gegenüber dem Volumen von 22.320 m³ vernachlässigt werden. Die 
Gesamtaktivität beläuft sich auf 9,1 · 1013 Bq; davon entfallen 8,1 · 1010 Bq auf die Aktivität von Alpha-
Strahlern und 9,1 · 1013 Bq auf die Aktivität von Beta/Gamma-Strahlern (dokumentierte Aktivität) [8]. 

In den Unterlagen [5 - 9] werden die im ERAM vorhandenen radioaktiven Abfälle hinsichtlich Herkunft, Ab-
fallarten, Abfallmengen und Radionuklidinventaren ausführlich und umfassend beschrieben. 

 

 

2.2 STOFFLICHE ZUSAMMENSETZUNG 

Radioaktive Abfälle/Abfallgebinde setzen sich überwiegend aus einer Vielzahl von organischen und anorga-
nischen nichtradioaktiven Stoffen zusammen. Um eine schädliche Verunreinigung des Grundwassers oder 
eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften prüfen und bewerten zu können, müssen An-



8 

gaben über die stoffliche Zusammensetzung der in das ERAM verbrachten radioaktiven Abfälle herangezo-
gen werden. 

Die Ermittlung der erforderlichen Basisdaten erfolgte überwiegend im Rahmen einer Bestandsaufnahme bei 
den Ablieferungspflichtigen; ergänzend wurden umfangreiche Literaturauswertungen vorgenommen [10, 11]. 
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass die Bestandsaufnahme zunächst zu Materialien 
und Materialmassen führte, die anschließend nach Komponenten- und Elementmassen weiter detailliert 
wurden. Aus Gründen der Transparenz und Eindeutigkeit wurde bei der Ermittlung der Basisdaten zwischen 
solchen Stoffanteilen unterschieden, die dem eigentlichen radioaktiven Abfall, dem verwendeten Fixie-
rungsmittel und den Abfallbehältern bzw. Verpackungen zuzuordnen sind. Diese Einzelangaben wurden 
dann zum Gesamtstoffinventar zusammengeführt und kumuliert.  

In Ergänzung dazu wurde die zur Verfestigung von flüssigen radioaktiven Abfällen und zu Versatzzwecken 
verwendete Braunkohlenfilterasche berücksichtigt und in entsprechender Weise in das Gesamtstoffinventar 
aufgenommen. 

Die Erfassung der stofflichen Bestandteile führte zu folgenden Ergebnissen: 

Der Anteil organischer Stoffe an der Gesamtmasse der in das ERAM eingebrachten radioaktiven Abfälle 
einschließlich der Braunkohlenfilterasche beträgt etwa 6,08 · 103 Mg (7,4 Massen-%). In dieser Masse sind 
auch organische chemotoxische Stoffe enthalten [12]. 

Der Anteil anorganischer Stoffe an der Gesamtmasse der in das ERAM eingebrachten radioaktiven Abfälle 
einschließlich der Braunkohlenfilterasche beträgt etwa 7,59 · 104 Mg (92,6 Massen-%). In dieser Masse sind 
auch anorganische chemotoxische Stoffe enthalten [12]. 

Die Gesamtmasse der organischen und anorganischen Stoffe, die in den radioaktiven Abfällen/Abfallge-
binden und der Braunkohlenfilterasche enthalten sind, beläuft sich damit auf etwa 8,20 · 104 Mg. Der Anteil 
der Braunkohlenfilterasche an dieser Masse beträgt etwa 3,40 · 104 Mg (41,5 Massen-%). 

Die weitergehende Aufschlüsselung der in den radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden und der Braunkohlenfil-
terasche enthaltenen organischen und anorganischen chemotoxischen Stoffe nach Verbindungen und Ele-
menten, die für die Prüfung und Bewertung einer möglichen Verschmutzung des oberflächennahen Grund-
wassers oder einer nachteiligen Beeinträchtigung seiner Eigenschaften von Bedeutung sind, ist in [12] wie-
dergegeben. 
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3 BERGBAULICHE GEFAHRENABWEHRMAßNAHME IM 
ZENTRALTEIL 

Mit der Verfüllung von ausgewählten Abbauen im Zentralteil verfolgt das BfS das Ziel, das Grubengebäude 
des ERAM in dem am stärksten durchbauten Teil zu stabilisieren. 

 

 

3.1 BEGRÜNDUNG DER VERFÜLLUNG VON AUSGEWÄHLTEN 
GRUBENBAUEN 

Im Hinblick auf den Nachweis der Standsicherheit und Integrität des Grubengebäudes im Bereich des Zent-
ralteils hat das BfS die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) eingeschaltet. In ihrem 
Bericht "Gebirgsmechanische Beurteilung der Standsicherheit von Abbauen im Zentralbereich der Grube 
Bartensleben während der Betriebsphase" empfiehlt die BGR, den Zentralteil des ERAM zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu verfüllen [13]. 

In Fortführung bzw. Erweiterung dieser Arbeiten ist die BGR u. a. der Frage nachgegangen, ob in allen Be-
triebsphasen des ERAM die Salzbarriere nicht unzulässig beansprucht wird [14]. Im Rahmen dieser Unter-
suchungen wurden von der BGR in den Stößen bzw. Firsten der Abbaue auf den oberen Sohlen aufgrund 
geomechanischer Beanspruchungen Zonen berechnet, die als potenzielle Schwachstellen innerhalb der 
Salzbarriere angesehen werden. Für die darüber hinaus anstehenden und bis unmittelbar unterhalb des 
Salzspiegels reichenden Steinsalzschichten werden jedoch Spannungszustände berechnet, die belegen, 
dass die Integrität dieser Schichten gegeben ist. 

Aufgrund der vorliegenden geologischen Befunde, der Ergebnisse von durchgeführten Messungen und der 
berechneten annähernd stationären Spannungszustände kommt die BGR zu der Feststellung, dass eine 
Verfüllung von Abbauen im Bereich des Zentralteils so rechtzeitig begonnen werden sollte, damit diese Ab-
baue bis zum Jahr 2030 verfüllt sind. 

Auch wenn nach den Untersuchungsergebnissen und Prognosen der BGR keine unmittelbare Gefährdung 
der Standfestigkeit des Zentralteils gegeben ist, wurde gleichwohl für diesen Bereich des Grubengebäudes 
des ERAM ein Konzept stabilisierender Maßnahmen im Hinblick auf Schadensvorsorge und Risikominimie-
rung entwickelt. Dieses Konzept sieht vor, durch gezieltes Verfüllen einzelner ausgewählter Abbaue des 
stark durchbauten Zentralteils im Zusammenwirken mit dem Salzgebirge zusätzliche Pfeiler und Traggewöl-
be aufzubauen [15]: 

• Das in den Zentralteil des ERAM einzubringende Verfüllmaterial verhindert durch Stützung des Hangen-
den eine Ausweitung dilatant aufgelockerter Zonen um die Grubenhohlräume. Langfristig ist von einer 
Rückbildung dieser Zonen auszugehen. 

• Das Versetzen der ausgewählten Abbaue mit einem hohen Füllungsgrad an stützendem Verfüllmaterial 
verbessert die Standsicherheit des verbleibenden Hohlraumsystems. Die verfüllten Abbaue verstärken 
einerseits die Pfeiler, andererseits wird sich durch das Aufkriechen des Salzes ein Traggewölbe aufbau-
en, über welches die aus dem Gebirgsdruck resultierenden Lasten sicher abgetragen werden und die In-
tegrität der Salzbarriere gegen das Deckgebirge auf Dauer erhalten bleibt. 

Das Verfüllen der gezielt ausgewählten Abbaue im Zentralteil und die nachfolgende Entwicklung von günsti-
geren (isotropen) Spannungszuständen im Gebirge wird mehrere Jahre dauern. Daher sollen die Verfüll-
maßnahmen möglichst frühzeitig begonnen werden, um dem zeitlich nicht exakt quantifizierbaren Prozess 
des Sicherheitsverzehrs zu begegnen und damit eine wichtige Voraussetzung für die planmäßige Stilllegung 
des ERAM gewährleisten zu können. 
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3.2 VERFÜLLPLANUNG 

Die für die Verfüllung des Zentralteils vorgesehenen Abbaue (bGZ) wurden auf der Basis von Standsicher-
heitsberechnungen so ausgewählt, dass durch die tragende Wirkung des Verfüllmaterials sich der derzeit 
durch Deviatoranteile beherrschte Spannungszustand in weiten Bereichen möglichst rasch in Richtung eines 
isotropen Spannungszustandes verschiebt [14]. Insgesamt sollen 22 Abbaue mit einem Hohlraumvolumen 
von etwa 7,5 � 105 m³ verfüllt werden, wobei das für die Verfüllung notwendige Versatzvolumen zu  
7,2 � 105 m³ berechnet wurde [16]. 

Die Stützwirkung der Verfüllung tritt nach wenigen Jahren ein. Sie ist unabhängig von der Reihenfolge, nach 
der die Abbaue verfüllt werden. Daher sind Änderungen in der Reihenfolge bzw. die zeitgleiche Verfüllung 
mehrerer Abbaue mit dem Ziel der betrieblichen Optimierung oder aufgrund von Standsicherheitsberech-
nungen möglich. 

 

 

3.3 VERFÜLLMATERIAL M2 

Für die Verfüllung der ausgewählten Grubenbaue ist Salzbeton vorgesehen. Die grundsätzliche Eignung 
eines solchen Baustoffs wurde mit Hilfe des Referenzmaterials 'Salzbeton der Mischung M2' im Rahmen der 
durchgeführten Planungsarbeiten für die bergbauliche Gefahrenabwehrmaßnahme im Zentralteil gezeigt. 
Dieses Referenzmaterial - nachfolgend als Verfüllmaterial M2 bezeichnet - setzt sich aus den Ausgangsstof-
fen 

• Zement nach DIN 1164 - CEM III/B 32,5 - N-LH/HS/NA (frühere Bezeichnung: HOZ 35 L), 

• Steinkohlenflugasche nach DIN EN 450 (HKV der SAFA Saarfilterasche-Vertriebs-GmbH & Co. KG), 

• Rückstandssalz der Schachtanlage Zielitz, 

• Wasser 

zusammen. Die jeweiligen Anteile betragen 16,44 Massen-%, 16,44 Massen-%, 53,74 Massen-% und 13,88 
Massen-%. Zement und Steinkohlenflugasche dienen als Bindemittel, Salzgrus als Zuschlagstoff, der bezo-
gen auf handelsübliche Betone mit den Kieszuschlägen verglichen werden kann. Bei dem Zement und der 
Steinkohlenflugasche handelt es sich um normgerechte und überwachte Bauprodukte, die gemäß Baupro-
duktengesetz handelsüblich sind und den technischen Anforderungen der Bauregelliste entsprechen. Damit 
erfüllen diese Baustoffe die für die allgemeine Verwendbarkeit einschlägigen Anforderungen an die Umwelt-
verträglichkeit. Rückstandssalz wird normalerweise über Tage aufgehaldet und ist - bezogen auf die Salinar-
gesteine - als arteigenes Material zu bezeichnen. 

Angaben zur chemischen Zusammensetzung und zu den Eigenschaften des hydraulisch abbindenden Ver-
füllmaterials M2 sind in [17] und [18] enthalten. 
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4 MODELLBETRACHTUNGEN ZUR MÖGLICHEN 
VERSCHMUTZUNG DES OBERFLÄCHENNAHEN 
GRUNDWASSERS 

Die Ausbreitung von Schadstoffen aus einem Endlager in tiefen geologischen Formationen in der Nachbe-
triebsphase erfolgt insbesondere über den Wasserpfad. Die Prüfung und Bewertung einer möglichen Ver-
schmutzung des oberflächennahen Grundwassers wird mit Hilfe einer Modellbetrachtung vorgenommen; die 
hier zugrunde gelegten Vorstellungen werden nachfolgend erläutert. 

 

 

4.1 VORGEHENSWEISE 

Die im ERAM endzulagernden bzw. endgelagerten radioaktiven Abfälle/Abfallgebinde einschließlich der 
Braunkohlenfilterasche setzen sich aus einer Vielzahl von anorganischen und organischen Stoffbestandtei-
len (Elemente, Verbindungen) zusammen. Ein Zutritt von Salzlösungen in der Nachbetriebsphase führt zu 
Auslaugungs- und Korrosionsprozessen, denen die Freisetzung von Schadstoffen wie auch verschiedenar-
tigste Wechselwirkungsreaktionen zwischen den ausgelaugten und korrodierten Spezies folgen. Die zugetre-
tenen Salzlösungen setzen sich mit den radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden und der Braunkohlenfilter-
asche um und sättigen sich langsam mit den freigesetzten Schadstoffen auf. Dieser Vorgang kann sich so-
lange fortsetzen, bis alles umgesetzt oder die entstehende Lösung gesättigt ist, d. h. Löslichkeitsgrenzen 
erreicht worden sind. Damit handelt es sich um ein sehr komplexes System, dessen mögliche Auswirkungen 
auf das oberflächennahe Grundwasser zu untersuchen und zu bewerten sind.  

Bei Berücksichtigung der Herkunft der radioaktiven Abfälle, der unterschiedlichen Abfallarten, der Heteroge-
nität ihrer chemisch-stofflichen Zusammensetzung, der gewählten Behandlung bzw. Verarbeitung (z. B. mit 
oder ohne Verwendung eines Fixierungsmittels) und der jeweiligen Abfallbehälter/Verpackungen ist es au-
ßerordentlich schwierig, belastbare Angaben über repräsentative Freisetzungen von nichtradioaktiven Be-
standteilen aus den im ERAM insgesamt vorhandenen radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden und der  Braun-
kohlenfilterasche zu machen (Modellierung des chemischen Quellterms). Dies wird zusätzlich dadurch er-
schwert, da zur Abbildung der tatsächlichen Verhältnisse auch mögliche Wechselwirkungsreaktionen und die 
daraus resultierenden Reaktionsprodukte einschließlich von Folgereaktionen berücksichtigt werden müssen. 
Auch wurden bisher keine Untersuchungen mit einer solchen Zielsetzung durchgeführt, d. h. es stehen keine 
diesbezüglichen Ergebnisse für sicherheitsanalytische Betrachtungen und Bewertungen im hierfür benötig-
ten Umfang und Detaillierungsgrad zur Verfügung, noch können die erforderlichen Daten aufgrund der Kom-
plexität des Gesamtsystems belastbar prognostiziert werden. Ersatzweise könnte z. B. im Einzelfall auf Da-
ten zurückgegriffen werden, die bisher nur für wenige ausgewählte Schwermetalle hinsichtlich der Entsor-
gung von konventionellen Abfällen oder Sonderabfällen in Untertagedeponien experimentell ermittelt und 
von geochemischen Modellrechnungen begleitet wurden [19, 20, 21]. Hier ist allerdings zu bedenken, dass 
die Erforschung der Eigenschaften von chemotoxischen Stoffen in salinaren Lösungen erst am Anfang steht. 

Vor diesem Hintergrund wird der Frage, ob eine schädliche Verunreinigung des Grundwassers oder eine 
sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften zu besorgen ist, in Form einer Modellbetrachtung 
nachgegangen. Dabei wird der Ansatz verfolgt, eine Untersuchung mit auf der sicheren Seite liegenden An-
nahmen und Randbedingungen durchzuführen. Wenn bereits mit einer solchen als "abdeckend" anzusehen-
den Betrachtung die Einhaltung des wasserrechtlichen Schutzziels aufgezeigt werden kann, muss nicht 
zwingend auf realitätsnähere Modelle und Rechnungen zurückgegriffen werden. 

Die Modellbetrachtung ist konkret auf einen Vergleich von Schadstoffkonzentrationen ausgerichtet. Es wer-
den die Konzentrationen der organischen und anorganischen Stoffe (hier: radioaktive Abfälle/Abfallgebinde, 
Braunkohlenfilterasche, Verfüllmaterial M2), die sich nach Auflösung und Austritt der mit ihnen belasteten 
Salzlösungen aus den Grubengebäuden unter Berücksichtigung der Verdünnung im oberflächennahen 
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Grundwasser einstellen, mit Konzentrationsbegrenzungen für chemische Elemente und organische bzw. 
anorganische Verbindungen aus einschlägigen wasserrechtlichen Regelwerken verglichen (Kap. 4.1.3). 

Im Einzelnen wird wie folgt vorgegangen: 

• Es wird von einem Volumen der endgelagerten bzw. endzulagernden Abfälle/Abfallgebinde von 
36.752 m3 und einer Masse der eingebrachten Braunkohlenfilterasche von 3,40 �104 Mg ausgegangen 
(Kap. 2.1 und 2.2). Das für die bergbauliche Gefahrenabwehrmaßnahme im Zentralteil berechnete Vo-
lumen des Verfüllmaterials M2 beträgt etwa 7,2 �105 m3 (Kap. 3.2). 

• Im Rahmen der Betrachtungen zu den radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden und der Braunkohlenfilter-
asche sind deren Auflösung unter Berücksichtigung von Löslichkeitsgrenzen modellmäßig unterstellt und 
die sich daraus ergebenden Konzentrationen der organischen und anorganischen Stoffe getrennt für die 
verschiedenen Einlagerungsbereiche bestimmt worden [12]. Mit einlagerungsfeldspezifischen Verdün-
nungsfaktoren wurden dann die sich im oberflächennahen Grundwasser einstellenden Schadstoffkon-
zentrationen berechnet (löslichkeitsbestimmter Ansatz). 

• Im Rahmen der Betrachtungen zu den möglichen Auswirkungen des Verfüllmaterials M2 auf das ober-
flächennahe Grundwasser wird von dem o. a. Ansatz abgewichen. Diese methodische Abweichung ist 
dadurch begründet, dass es sich bei diesem Referenzmaterial um einen Stoff mit einer wohldefinierten 
Zusammensetzung handelt, der chemisch analysiert und im Einzelnen nach organischen und anorgani-
schen Bestandteilen spezifiziert wurde [17]. Vor diesem Hintergrund kann hier ein Ansatz gewählt wer-
den, der insbesondere darauf beruht, dass im Zusammenhang mit der chemischen Charakterisierung 
des Verfüllmaterials M2 neben Feststoffanalysen auch Elutionsversuche durchgeführt wurden und expe-
rimentell bestimmte Eluatwerte zur Verfügung stehen. Hierauf wird ausführlich in Kap. 5 eingegangen. 

• Für die Bewertung der modellmäßig berechneten Konzentrationen organischer und anorganischer 
Schadstoffe im oberflächennahen Grundwasser werden als Maßstab die in einschlägigen Regelwerken 
enthaltenen Begrenzungen herangezogen. Diesbezügliche Einzelheiten sind in Kap. 4.1.3 angegeben. 

• Es sei darauf hingewiesen, dass mit der modellmäßig getroffenen Annahme einer Auflösung der radio-
aktiven Abfälle/Abfallgebinde und der Braunkohlenfilterasche unter Berücksichtigung von Löslichkeits-
grenzen die ungünstigste hypothetische Ausgangssituation gewählt wurde und damit ein sicherheits-
technisch konservativer Ansatz verfolgt wird. 

 

 

4.1.1 Annahmen und Randbedingungen 

Nach der o. a. Vorgehensweise werden die Modellbetrachtungen zu einer schädlichen Verunreinigung des 
oberflächennahen Grundwassers oder einer sonstigen nachteiligen Veränderung seiner Eigenschaften unter 
folgenden Annahmen bzw. Randbedingungen durchgeführt: 

• Die Betrachtungen lehnen sich an die radiologische Sicherheitsanalyse für die Nachbetriebsphase des 
Endlagers Morsleben an und werden in Anlehnung an die hier getroffenen Randbedingungen und Vor-
gaben durchgeführt. 

• Fällungs- und Flockungsreaktionen, die bei den beteiligten Reaktionspartnern im chemischen Milieu der 
Grubengebäude, während des Transportes durch die Geosphäre und im oberflächennahen Grundwas-
ser zu deutlichen Konzentrationsabnahmen der gelösten Schadstoffe aufgrund der Bildung von schwer-
löslichen oder unlöslichen Reaktionsprodukten führen können, werden nicht berücksichtigt. Andererseits 
werden auch keine Reaktionen berücksichtigt, die zu einer Löslichkeitserhöhung aufgrund der Bildung 
von leichtlöslichen Reaktionsprodukten führen können. pH-Wert-, Temperatur- und Zeitabhängigkeiten 
werden ebenfalls vernachlässigt. 

• Die Modellbetrachtungen werden so geführt, als seien die einzelnen Schadstoffe jeweils allein gelöst. 
Wechselwirkungen, von denen aufgrund des tatsächlich vorhandenen Vielstoff- bzw. Vielkomponenten-
systems auszugehen ist, werden nicht berücksichtigt. Dieser Ansatz steht im Einklang mit der Vorge- 
 



13 

hensweise bei der Festlegung von Grenzwerten für Trinkwasser. Auch dort werden stets nur Einzelsys-
teme untersucht, so dass Auswirkungen mehrerer Stoffe nicht erfasst sind. Eine Untersuchung aller 
möglicher Kombinationen erscheint weder möglich noch vom Aufwand her gesehen vertretbar zu sein; 
Kombinationen wird im Allgemeinen kein höheres toxisches Potenzial zugemessen als den Einzelkom-
ponenten [22]. 

• Für die gelösten organischen und anorganischen Schadstoffe wird für ihren Transport aus den Gruben-
gebäuden und durch die Geosphäre keine Rückhaltung durch Sorptionsvorgänge an den technischen 
Barrieren und an den Gesteinen unterstellt, d. h. es wird insbesondere kein Kredit von der Rückhaltewir-
kung der geologischen Barriere und des Deckgebirges genommen. Konzentrationsabnahmen, die hier 
unter tatsächlichen Bedingungen zu erwarten sind, werden damit von den Betrachtungen ausgeschlos-
sen. 

 

 

4.1.2 Verdünnungsfaktoren 

In der Nachbetriebsphase des ERAM werden sich die Resthohlräume in den Einlagerungsfeldern und den 
restlichen Grubengebäuden mit Salzlösungen füllen. Die mit Lösung gefüllten Resthohlräume in den Gru-
bengebäuden unterliegen der Konvergenz, die zu einem Auspressen der Lösungen führt. Die schadstoffhal-
tigen Lösungen aus den Einlagerungsfeldern mischen sich beim Übertritt in das Hutgestein mit der gleichzei-
tig aus der Restgrube ausgepressten unkontaminierten Lösung. Nach ihrem Austreten aus der Salzstruktur 
gelangen die Lösungen durch das Deckgebirge schließlich in den Bereich des oberflächennahen Grundwas-
sers, wo ihre Vermischung mit bzw. Verteilung in dem sich dort bewegenden Volumenstrom von 25.000 m3/a 
erfolgt [23].  

Bei der Ableitung der Verdünnungsfaktoren wurden folgende Annahmen zugrunde gelegt: 

• Der in den Grubenräumen noch vorhandene Hohlraum ist lösungsgefüllt. 

• Bei der Auffüllung der Grubengebäude mit Lösung tritt aus dem Deckgebirge Süßwasser zu. Es finden 
Hohlraumvergrößerungen auf Grund der Aufsättigung dieser Lösung an Steinsalz und auf Grund von 
Umlöseprozessen am Carnallitit ausschließlich außerhalb der abgedichteten Einlagerungsbereiche statt. 

• Es wird angenommen, dass das im Rahmen der Stilllegung eingebrachte Verfüllmaterial M2 lösungsge-
sättigt ist. Das Porenvolumen des Altversatzes ist lösungszugänglich und trägt damit zur Hohlraumbilanz 
bei. 

• Damit ist das zur Ermittlung einer maximalen Auspressrate zu Grunde zu legende Hohlraumvolumen in 
den Grubengebäuden konservativ abgeschätzt. 

• Als Konvergenzrate wird die für den Zentralteil der Grube Bartensleben ermittelte Konvergenzrate zu 
Grunde gelegt. Ein sich einstellender Stützdruck der Lösung wird berücksichtigt, nicht berücksichtigt wird 
die zusätzliche Stützwirkung des Versatzes. 

• Die Abschätzung des sich im oberflächennahen Grundwasser bewegenden Volumenstroms erfolgt aus 
den durchgeführten Modellrechnungen zur Grundwasserbewegung im Deckgebirge im Bereich des 
ERAM. 

 

Radioaktive Abfälle/Abfallgebinde und Braunkohlenfilterasche 

Den Ausgangspunkt für die modellmäßige Berechnung der Schadstoffkonzentrationen im oberflächennahen 
Grundwasser, die aus der unterstellten Auflösung der eingebrachten Abfälle/Abfallgebinde und der Braun-
kohlenfilterasche unter Berücksichtigung von Löslichkeitsgrenzen in den Grubengebäuden resultieren, bildet 
die in jedem Einlagerungsfeld theoretisch mögliche Konzentration der organischen und anorganischen Stof-
fe. Diese Konzentration wird durch Art und Menge des jeweils eingebrachten Einlagerungsgutes bestimmt 
und ist damit spezifisch von den jeweiligen Einlagerungsfeldern abhängig. Für den sich anschließenden 
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Austritt der mit organischen und anorganischen Stoffen belasteten Salzlösungen aus den Grubengebäuden 
und deren Transport durch die Geosphäre bis in das oberflächennahe Grundwasser kann auf einlagerungs-
feldspezifische Verdünnungsfaktoren zurückgegriffen werden [23]. Diese Faktoren sind im Rahmen der si-
cherheitsanalytischen Arbeiten für die Nachbetriebsphase des ERAM abgeleitet worden und können für die 
Ermittlung der Schadstoffkonzentrationen herangezogen werden. Sie liegen im Bereich zwischen 7,1 � 10-12 
m-3 und 1,1 � 10-9 m-3 (Tab. 1). Danach bedeutet z. B. der für das West-/Südfeld angegebene Verdünnungs-
faktor von 3,5 � 10-11 m-3, dass ein Inventar von 100 kg eines Schadstoffs im West-/Südfeld zu einer maxima-
len Konzentration von 3,5 � 10-9 kg/m3 = 3,5 � 10-6 mg/l im oberflächennahen Grundwasser führen kann. 

Verfüllmaterial M2 

Für die Verfüllung ausgewählter Grubenbaue im Zentralteil des Endlagers Morsleben ist ein Verfüllmaterial 
vorgesehen, dessen Eigenschaften grundsätzlich dem Referenzmaterial M2 entsprechen. Für die modell-
mäßige Berechnung der Schadstoffkonzentrationen im oberflächennahen Grundwasser werden die im Eluti-
onsversuch experimentell bestimmten Schadstoffkonzentrationen (Kap. 5) herangezogen.  

Der Schadstoffeintrag in das oberflächennahe Grundwasser wird vom Verhältnis der Lösungsauspressrate 
aus dem Grubengebäude und dem oberflächennahen Grundwasserstrom bestimmt. Nach Modellrechnun-
gen mit dem im Langzeitsicherheitsnachweis angenommenen Referenzparameterwerten werden danach 
Maximalwerte von 10 m³/a im Fall "ohne Gaspolster" und rund 65 m³/a in den Fällen "mit Gaspolster" er-
reicht [23]. In den Fällen mit Gaspolster erreichen die Freisetzungsraten den Maximalwert allerdings nur 
während einer relativ kurzen Zeitdauer von wenigen Jahrzehnten. Hieraus ergeben sich bei einem Grund-
wasservolumenstrom im Aquifer von 25.000 m³/a Verdünnungsfaktoren von 2.500 (bei 10 m³/a) bzw. von 
385 (bei 65 m³/a).  

 

 

4.1.3 Geringfügigkeitsschwellenwerte und Grenzkonzentrationen 

Nach § 34 Abs. 2 WHG und § 138 Abs. 2 WG LSA dürfen Stoffe nur so gelagert oder abgelagert werden, 
dass eine schädliche Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften nicht zu besorgen ist. Dieser immissionsbezogene Besorgnisgrundsatz stellt das wasser-
rechtliche Schutzziel dar. Es handelt sich um eine sehr strenge (da bereits Besorgnisse auszuschließen 
sind), zeitlich unbegrenzte und zugleich unbestimmte Anforderung. In beiden Gesetzen wird nicht weiter 
ausgeführt, wie die verwendeten konkreten Begriffe der "schädlichen Verunreinigung" und der "nachteiligen 
Veränderung" des Grundwasserzustandes ausgelegt werden müssen. Durch die in der Anlage zur Grund-
wasserverordnung, Listen I und II, genannten Stofffamilien und Stoffgruppen [2] werden die beiden o. a. 
Begriffe fachlich näher bestimmt. Je nach Inventar bzw. Konzentration können die hier genannten Stoffe zu 
einer "schädlichen Verunreinigung" bzw. zu einer "nachteiligen Veränderung" des Grundwasserzustandes 
beitragen oder diese verursachen; daher müssen durch sie bedingte Auswirkungen auf das Grundwasser 
geprüft und bewertet werden. Hierzu sind jedoch keine diesbezüglichen Ausführungsbestimmungen (z. B. 
Verwaltungsvorschriften oder Richtlinien) erlassen worden, in denen die Vorgehensweise zum Nachweis der 
Einhaltung des o. a. Schutzzieles festgelegt ist. Auch gibt es für die Bewertung von Beeinträchtigungen des 
Grundwassers keine unmittelbar geltenden, rechtlich verbindlichen Grenz- oder Richtwerte als Maßstab, die 
den besonderen Gegebenheiten der Endlagerung radioaktiver Abfälle in tiefen geologischen Formationen 
Rechnung tragen. Die hier vom Einlagerungsbereich ausgehenden möglichen Schadstoffeinträge sind was-
serrechtlich bisher nicht geregelt worden. 

Vor diesem Hintergrund können daher nur Maßstäbe herangezogen werden, die von der Sache her grund-
sätzlich geeignet sind, die im Einzelfall unter Berücksichtigung der standortspezifischen Gegebenheiten zu 
erwartenden "schädlichen Verunreinigungen" bzw. "nachteiligen Veränderungen" des Grundwassers zu kon-
kretisieren und etwaige Beeinträchtigungen zu bewerten. Solche Maßstäbe liegen für Wasserkörper vor, die 
insbesondere für die Trinkwasserentnahme genutzt werden (in der vorliegenden Unterlage als "oberflächen-
nahes Grundwasser" bezeichnet). Da Grundwasser eine wertvolle natürliche Ressource ist, muss sie für 
grundwasserabhängige Ökosysteme und im Hinblick auf die Versorgung mit Wasser für den menschlichen 
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Gebrauch geschützt werden. Als einschlägige Maßstäbe werden die in den nachfolgend genannten Regel-
werken enthaltenen quantitativen Begrenzungen herangezogen: 

• Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 
 "Ableitung von Geringfügigkeitsschwellenwerten für das Grundwasser" [24], 

• Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
"Bewertungskriterien für die Beurteilung von Grundwasserverunreinigungen in Berlin (Berliner Liste 
2005)" [25], 

• "Verordnung zur Novellierung der Trinkwasserverordnung vom 21. Mai 2001" [26], 

• DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. 
"Eignung von Fließgewässern für die Trinkwasserversorgung" [27]. 

Von diesen Regelwerken hat die Unterlage der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) unmittelbaren 
Bezug zum Grundwasser, und zwar im Zusammenhang mit der Beurteilung von lokal begrenzten Schad-
stoffeinträgen. Die hier betrachteten Einträge in das Grundwasser erfolgen dabei entweder über die ungesät-
tigte Zone (Sickerwasser) oder über die gesättigte Zone (Kontaktgrundwasser) [28, 29]. Die Geringfügig-
keitsschwellenwerte definieren die schädliche bzw. nachteilige Veränderung des Grundwassers und bei 
ihrem Überschreiten einen Grundwasserschaden. Weiterhin hat die Berliner Liste 2005 Bezug zum Grund-
wasser; sie hat die Geringfügigkeitsschwellenwerte der LAWA übernommen. Die Trinkwasserverordnung ist 
in Verbindung mit einer Nutzung des Grundwassers für die Trinkwassergewinnung gleichwohl für die Bewer-
tung der Grundwasserqualität geeignet, gilt jedoch streng genommen nur für bereits aufbereitetes Reinwas-
ser. Die DVGW-Unterlage stellt eine Orientierung für den Gewässerschutz an Fließgewässern dar, die zur 
Trinkwasserversorgung genutzt werden. Aufgrund des damit gegebenen Bezugs zur Trinkwasserverordnung 
können die in ihr enthaltenen Begrenzungen grundsätzlich auch für eine Grundwasserbewertung herange-
zogen werden. In diesem Zusammenhang sei angemerkt, dass das Merkblatt W 251 des DVGW-Regelwerks 
in der Regel kleinere Grenzkonzentrationen - insbesondere in Form von Normalanforderungen - im Vergleich 
zu den Grenzwerten aus der Trinkwasserverordnung enthält. 

Um die Einhaltung des Schutzzieles gemäß § 34 Abs. 2 WHG und § 138 Abs. 2 WG LSA nachweisen zu 
können, werden gemäß den o. a. Ausführungen die unbestimmten Rechtsbegriffe "schädliche Verunreini-
gung" und "nachteilige Veränderung" in Ermangelung diesbezüglich verbindlicher Regelungen dahingehend 
ausgelegt, dass keine diesbezüglichen Auswirkungen auf das oberflächennahe Grundwasser zu besorgen 
sind, wenn die von der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) festgelegten Geringfügigkeitsschwellen-
werte (die sich auch in der Berliner Liste 2005 widerspiegeln), die in der Trinkwasserverordnung angegebe-
nen Grenzwerte und die Normalanforderungen aus der Technischen Mitteilung, Merkblatt W 251 des 
DVGW-Regelwerks eingehalten werden. 

Der Vergleich und die Bewertung der Schadstoffkonzentrationen im oberflächennahen Grundwasser, die 
gemäß den Annahmen und Randbedingungen aus Kap. 4.1.1 und 4.1.2 modellmäßig berechnet werden, 
erfolgt jeweils unter Heranziehung des restriktivsten Wertes aus [24, 25, 26, 27]. Hierauf wird ausführlicher in 
Kap. 6.2 eingegangen. Diese Vorgehensweise ist zwar nicht zwingend erforderlich, kann aber als ein Beitrag 
zum Nachweis eines guten Grundwasserzustandes im Sinne des Bewirtschaftungszieles für das Grundwas-
ser gemäß § 33 a Abs. 1 Nr. 1 und 4 des Siebten Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
[30] verstanden werden. In Bezug auf § 33 a Abs. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes bleibt festzuhalten, dass mit ei-
nem guten Grundwasserzustand kein signifikanter und anhaltender Trend ansteigender Schadstoffkonzent-
rationen auf Grund der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten vorliegt (Anmerkung: Das Siebte Gesetz zur 
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen 
der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik [31]). 
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5 ELUTION  VON  SCHADSTOFFEN  IM  WÄSSRIGEN  
MILIEU 

Die Prüfung und Bewertung möglicher Auswirkungen auf das oberflächennahe Grundwasser, die durch das 
Einbringen des Verfüllmaterials M2 zur Verfüllung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil des Endla-
gers Morsleben verursacht werden könnten, soll in Analogie zur entsprechenden Vorgehensweise bei kon-
ventionellen Baustoffen und Bauprodukten erfolgen. Die hierbei zu erfüllenden Anforderungen umfassen 
auch den Schutz des Grundwassers, d. h. durch eine Baumaßnahme darf eine Grundwasserverunreinigung 
nicht zu besorgen sein [32, 33]. 

Die Beurteilung von Baustoffen und Bauprodukten hat zum Ziel, bei deren Einbau und Verwendung eine 
Gefährdung von Boden und Grundwasser auszuschließen. Das dabei zugrundegelegte Bewertungskonzept 
umfasst zwei Stufen, und zwar einerseits die quantitative Ermittlung und Bewertung aller umweltrelevanten 
Inhaltstoffe des jeweiligen Baustoffs bzw. Bauprodukts und andererseits die quantitative Ermittlung und Be-
wertung der davon auslaugbaren Anteile. Im Hinblick auf das Grundwasser werden als Beurteilungsmaßstab 
die Geringfügigkeitsschwellenwerte der Stoffkonzentrationen im Grund- und Sickerwasser (Immissions-
grenzwerte) herangezogen, das Elutionsverhalten (Emissionsverhalten) unter Anwendung standardisierter 
Prüfverfahren untersucht und zur Bewertung die Stoffgehalte im Eluat bzw. die aus den ermittelten Eluatge-
halten prognostizierten, im Grundwasser zu erwartenden Konzentrationen mit den Geringfügigkeitsschwellen 
verglichen und - je nach Einzelfall und Erfordernis - eine Bewertung der biologischen Parameter bei organi-
schen Stoffen durchgeführt [32, 33]. Ferner sind auch möglicherweise durch äußere Einflüsse auftretende 
Änderungen der Produkteigenschaften von den Verfüllmaterialkomponenten zu berücksichtigen. 

Die o. a. Vorgehensweise ist nicht nur auf mögliche grundwasserrelevante Auswirkungen von Baustoffen 
und Bauprodukten beschränkt. Vor dem Hintergrund diesbezüglich erforderlicher Prüfungen und Bewertun-
gen zählen die Durchführung von Elutionsversuchen und die Verwendung von Eluatwerten zu den Grundla-
gen bei der untertägigen Entsorgung von nichtradioaktiven Abfällen bzw. Rückständen [34] und werden für 
Planungsarbeiten zu Errichtung und Betrieb von Untertagedeponien herangezogen [35]. Darüber hinaus 
werden Elutionsversuche grundsätzlich bei der Bewertung des mobilisierbaren Schadstoffpotenzials sowie 
bei der Zuordnung von Abfällen zu Deponieklassen bei ihrer Deponierung herangezogen. 

Aus der Forderung nach Einhaltung der Geringfügigkeitsschwellenwerte ergeben sich in der Regel Anforde-
rungen an die Verwertung von Abfällen bzw. Rückständen und den Einsatz von Baustoffen bzw. -produkten, 
denen z. B. durch einzuhaltende Schadstoffkonzentrationen im Eluat Rechnung getragen wird [28]. 

 

 

5.1 ELUTIONSVERFAHREN  NACH  DIN  38 414  TEIL 4 

In Feststoffen sind, unabhängig von ihrer Genese und/oder geogenen bzw. natürlichen Vorbelastungen, 
umweltrelevante Bestandteile enthalten, die beim Kontakt mit wässrigen Phasen mehr oder minder gelöst 
werden können. Das Lösungsverhalten dieser Schadstoffe - oder genauer gesagt ihr Elutionsverhalten - wird 
einerseits durch die mineralische Zusammensetzung der Feststoffe bzw. die chemischen Bindungsformen 
der eluierbaren Stoffe (z.B. oxidisch, sulfidisch, chloridisch, etc.) und andererseits durch die chemischen 
Eigenschaften des Elutionsmittels wie z. B. den pH-Wert bestimmt.  

In Deutschland hat sich für die Bewertung des Elutionsverhaltens von Stoffen der Schütteltest nach 
DIN 38 414 Teil 4  - Bestimmung der Eluierbarkeit mit Wasser (S 4) - durchgesetzt, welches für feste, pastö-
se und schlammige Materialien anwendbar ist [36]. 

Aus DIN 38 414 Teil 4 geht unmittelbar hervor, dass die Elution von Schadstoffen sehr komplex ist und ne-
ben den Schadstoffinhalten der jeweils untersuchten Probe auch die Elutionsbedingungen von entscheiden-
der Bedeutung sind. Daher ist es wichtig ein Verfahren anzuwenden, welches ein hohes Maß der Übertrag-
barkeit der Ergebnisse zulässt. Beim Elutionsversuch nach DIN 38 414 Teil 4 wird die Probe unter definier-
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ten Bedingungen (vorgegebenes Feststoff-/Lösungsvolumenverhältnis, Zeitdauer der Elution, Raumtempera-
tur und in der Regel destilliertes Wasser) eluiert. Das Verhältnis von Feststoff und Wasser beträgt 1 zu 10. 
Die Originalprobe oder die vorbehandelte Probe, die etwa 100 g Trockenmasse enthält, wird auf 1 g einge-
wogen und anschließend mit 1 l Wasser versetzt [36]. Die Elutionsdauer beträgt 24 Stunden. Feststoffe, 
deren Korngröße über 10 mm liegen, werden i. a. zerkleinert und das beim Zerkleinern anfallende Feinkorn 
ist der Probe wieder beizumischen. Infolge der Zerkleinerung wird - im Vergleich zur unzerkleinerten Probe - 
eine wesentlich vergrößerte spezifische Oberfläche dem Elutionsmittel ausgesetzt und somit der Kontakt 
zwischen Feststoff und Elutionsmittel deutlich verbessert. Die Zerkleinerung stellt eine "scharfe" Prüfbedin-
gung dar. Hinzu kommt, dass durch die Schüttelbewegung des zerkleinerten Probenmaterials während der 
Versuchsdurchführung zusätzliche Oberflächen geschaffen werden, die dem Elutionsmittel ausgesetzt sind. 
Die ermittelten Ergebnisse sind daher als konservativ (d. h. auf der sicheren Seite liegend) zu bewerten, da 
aus einer zerkleinerten Probe größere Schadstoffmengen freigesetzt (eluiert) werden als aus einer unzer-
kleinerten Probe. Im Anschluss an die Elution werden die ungelösten Bestandteile durch Filtration abge-
trennt und im Filtrat die Konzentrationen der gelösten Stoffe nach den üblichen Verfahren der Wasseranaly-
tik bestimmt.  

Durch diese Vorgehensweise wird sichergestellt, dass die löslichen Bestandteile innerhalb kürzester Zeit 
eluiert werden können. Der hohe Wasseranteil in der Suspension trägt zu einer hohen Freisetzung von 
Schadstoffen bei und verhindert in der Regel das Erreichen von Löslichkeitsgrenzen.  

Der Nachteil des Elutionsversuches nach DIN 38 414 Teil 4 liegt darin, dass er keine Aussagen zum Lang-
zeitverhalten oder Prognosen zum Freisetzungsverhalten von Schadstoffen unter tatsächlichen Bedingun-
gen erlaubt. Dieser Schütteltest ermöglicht jedoch Aussagen über das Freisetzungspotenzial eines Stoffes, 
das unter bestimmten Prüfbedingungen verfügbar ist. 

 

 

5.2 ANWENDUNGSBEREICHE / -GEBIETE  DER  DIN 38 414  TEIL 4 

Die DIN 38 414 Teil 4 ist ein allgemein anerkanntes, deutsches Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- 
und Schlammuntersuchung, welches gemeinsam vom Normenausschuss Wasserwesen (NAW) und der 
Fachgruppe 'Wasserchemie' der Gesellschaft deutscher Chemiker (GDCh) erarbeitet wurde. Das Bestim-
mungsverfahren ist insbesondere für Materialien oder Stoffe ausgelegt, die bei Lagerung oder Deponierung 
mit Wässern in Berührung kommen können. Aus diesem Grunde wird in einschlägigen Anleitungen, techni-
schen Regeln oder Verordnungen aus dem Abfall- und Umweltrecht auf die DIN 38 414 Teil 4 zurückgegrif-
fen, und zwar als Deutsches Einheitsverfahren (sog. DEV S4-Test oder -Verfahren): 

• In der Technischen Anleitung Abfall (TA Abfall) wird im Anhang B �Probenahme und Analyseverfahren� 
unter Punkt 2.4 die DIN 38 414 Teil 4 für die �Eluatherstellung zur Bestimmung der Parameter D4.01-
D4.20� explizit festgeschrieben [37].  

• In der Technischen Anleitung Siedlungsabfall (TA Siedlungsabfall) wird im Anhang A 'Probenahmen- 
und Analyseverfahren' unter Punkt 2.4 die DIN 38 414 Teil 4 für die �Eluatherstellung zur Bestimmung 
der Parameter (B4)� explizit festgeschrieben [38].  

• In den "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen als Versatz - Technische 
Regeln für den Einsatz von bergbaufremden Abfällen als Versatz" wird in Teil III 'Probenahme und Ana-
lytik' unter Punkt 1.2.4. 'Bestimmung des eluierbaren Anteils' festgelegt, dass die Herstellung des Eluats 
vorläufig nach DIN 38 414 Teil 4 (DEV S4) mit Abweichungen erfolgt [39]. Diese Abweichungen werden 
unter Punkt 1.2.4 genau beschrieben.  

• In der "Verordnung über den Versatz von Abfällen unter Tage und zur Änderung von Vorschriften im 
Abfallverzeichnis“ wird in Anlage 3 (zu § 4 Abs. 4), Abschnitt 'Probenahme und Analytik', unter Punkt 
1.2.4 'Bestimmung des eluierbaren Anteils' festgelegt, dass die Herstellung des Eluats nach DIN 38 414, 
Teil 4 (Ausgabe Oktober 1984) oder dem Trogverfahren nach LAGA Richtlinie EW 98 T (Stand Dezem-
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ber 2001) mit Abweichungen erfolgt [40]. Diese Abweichungen werden unter Punkt 1.2.4 genau be-
schrieben und entsprechen im Wesentlichen denjenigen aus [39].  

• Im Rahmen der europäischen Normungsarbeit wurde die DIN 38 414 Teil 4 als eine Grundlage für die 
Erarbeitung der Europäischen Norm EN 12 457-4 herangezogen, die als DIN EN 12 457-4 den Status 
einer nationalen Norm erhalten hat [41]. Die europäische Norm entspricht weitgehend der deutschen 
Norm DIN 38 414 Teil 4.  

Mit diesen Beispielen wird deutlich, dass bei der Bewertung von Wechselwirkungen zwischen Abfällen bzw. 
Materialien/Stoffen und den Schutzgütern Wasser und Boden das Elutionsverfahren nach DIN 38 414 Teil 4 
[36] eine wichtige Position einnimmt und in der Regel als Standardverfahren eingesetzt wird. Da aber Bau-
stoffe im Vergleich zu Abfällen ein wesentlich geringeres Schadstoffpotenzial enthalten, ist der Frage nach-
zugehen, ob bzw. inwiefern dieses Elutionsverfahren auch hierbei zur Bewertung herangezogen werden 
kann. 

Der Deutsche Ausschuss für Stahlbeton veröffentlichte 1996 einen Sachstandsbericht zur Bewertung der 
Umweltverträglichkeit zementgebundener Baustoffe [42]. Im Kapitel 2.1.1 'Auslaugung' wird darauf hinge-
wiesen, dass nach dem derzeitigen Kenntnisstand die Elution von umweltrelevanten Stoffen aus zementge-
bundenen Baustoffen im Wesentlichen ein diffusionsgesteuerter Prozess ist. Die mit Wasser gefüllten Kapil-
larporen bilden den für die Auslaugungsvorgänge maßgeblichen Porenraum. In weiterführenden Untersu-
chungen wurden verschiedene Mörtel/Betone ohne und mit Zusatz von Steinkohlenflugasche eluiert, wobei 
auch der Einfluss des pH-Wertes experimentell bestimmt wurde [43]. Danach ist die Freisetzung von Schad-
stoffen nicht nur von den vorliegenden löslichkeitsbestimmenden Mineralverbindungen, sondern insbesonde-
re vom pH-Wert abhängig, d. h. die Eluierbarkeit wird vom jeweils im Eluat vorliegenden pH-Wert bestimmt. 
Wie die ermittelten Versuchsergebnisse für Chrom, Kupfer und Zink zeigen, nimmt die eluierte Schadstoff-
menge mit steigendem pH-Wert ab. 

Trotz der genannten Schwierigkeit wird für die Untersuchung des Eluationsverhaltens hauptsächlich der 
Schütteltest nach DIN 38 414 Teil 4 angewendet (Kap. 5.1). Dieses Verfahren bietet wie alle Schütteltests 
den Vorteil, dass es einfach und schnell durchgeführt werden kann. Allerdings kann nicht vorhergesagt wer-
den, in welcher Zeit unter realen Bedingungen die ermittelten Konzentrationen ausgelaugt werden. Untersu-
chungen zum zeitabhängigen Elutionsverhalten sind mit Schütteltests nur eingeschränkt möglich. Praxisre-
levante Freisetzungsraten können mit diesem Verfahren nicht ermittelt werden, da im DEV S4-Verfahren das 
Probenmaterial zerkleinert wird. Durch die Zerkleinerung werden die Matrix aufgebrochen und neue Reakti-
onsflächen erschlossen (deutliche Vergrößerung der Oberfläche). Obwohl die genannten Schwierigkeiten 
bekannt sind, wird dieses Verfahren häufig durchgeführt - u. a. auch auf Veranlassung von Genehmigungs-
behörden. Dabei ist wohl die Festschreibung des Verfahrens in einer Norm [36] ausschlaggebend, die eine 
einheitliche Durchführung sicherstellt. 

Im o. a. Sachstandsbericht [42] werden Elutionsversuche an Mörtelproben vorgestellt, die nach DIN 1164 
unter Verwendung von Hochofenzement hergestellt wurden. Die Elutionsversuche wurden nach DIN 38 414 
Teil 4 und nach dem Trogverfahren (Standtest unter praxisorientierten Bedingungen) durchgeführt. Im Er-
gebnis zeigte sich, dass die Zink- und Chromgehalte im Eluat beim DEV S4-Verfahren um den Faktor 3 bis 4 
größer sind als beim Trogverfahren. Alle anderen untersuchten Parameter lagen bei beiden Verfahren un-
terhalb der Nachweisgrenze. In einer weiteren Versuchsreihe wurden Mörtelproben, die mit und ohne Stein-
kohlenflugaschen hergestellt wurden, bezüglich der Gesamtgehalte, der verfügbaren Anteile, der eluierbaren 
Anteile nach dem DEV S4-Verfahren sowie der praxisorientierten eluierbaren Anteile an Schwermetallen 
verglichen. Im Ergebnis des Vergleichs wird deutlich, dass die Konzentrationen der untersuchten Schwerme-
talle beim DEV S4-Verfahren deutlich größer sind als bei den praxisorientierten Standtests (in der Regel 1 
bis 2 Größenordnungen). Allerdings werden auch beim DEV S4-Verfahren nicht die gesamten verfügbaren 
Schwermetallgehalte erfasst. Vielmehr werden hier Schwermetallgehalte ermittelt, die sich zwischen den 
verfügbaren und den unter praxisnahen Bedingungen eluierbaren Gehalten bewegen. Die Untersuchungen 
zeigen aber auch, dass das Elutionsverfahren nach DIN 38 414 Teil 4 in jedem Fall konservativ (d. h. auf der 
sicheren Seite liegend gegenüber den praxisorientierten Standtests (Bestimmung der Parameter nach 56 
Tagen bei 8 Eluentenwechsel)) ist und zu vergleichsweise größeren freigesetzten (eluierten) Schadstoff-
mengen führt. 
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5.3 ELUTION  VON  SALZBETONPROBEN 

 

5.3.1 Charakterisierung der Salzbetone 

Salzbeton ist ein Gemisch aus Zement, Steinkohlenflugasche, Salzgrus (Steinsalz) und Wasser, wobei die 
Bindemittel ausschließlich Zement und Flugasche sind. Für die Verfüll- und Verschließmaßnahmen ein-
schließlich der Verfüllung ausgewählter Grubenbaue im Zentralteil des ERAM wurden drei Salzbetone als 
potenziell zu verwendende Baustoffe untersucht, die sich insbesondere im Gehalt der Steinkohlenflugasche 
unterscheiden. Die Zusammensetzung der untersuchten Salzbetone bzw. der potenziellen Verfüll- und 
Versatzbaustoffe ist in Tab. 2 angegeben [17, 18]. 

Als Zement wurde ein DIN 1164-CEM III/B 32,5 - N-LH/HS/NA (frühere Bezeichnung: HOZ 35 L) verwendet, 
der durch eine geringe Hydratationswärmeentwicklung gekennzeichnet ist. Als Flugasche wurde eine als 
Betonzusatzstoff zugelassene Steinkohlenflugasche eingesetzt, die den Anforderungen der DIN EN 450 
entspricht. Der Salzgrus ist überwiegend ein feinkörniger Haldenrückstand, der bei der Kaligewinnung anfällt 
und etwa 93 % NaCl enthält. Als Anmachflüssigkeit wurde normales Leitungswasser (Trinkwasser) verwen-
det.  

 

 

5.3.2 Elutionsversuche 

Im Rahmen der Untersuchungen zum Umweltschutz wurden drei Salzbetone M1, M2 und M3 chemisch  
analysiert [17]. Die Untersuchungen wurden in Anlehnung an die Technischen Regeln für den Einsatz von 
bergbaufremden Abfällen als Versatz des Länderausschusses Bergbau [39] durchgeführt und umfassten 
neben Feststoffanalysen auch Eluatanalysen, wobei festgelegte Parameter im Feststoff und im Eluat be-
stimmt werden. Die Elutionsversuche wurden gemäß DIN 38 414 Teil 4 in destilliertem Wasser durchgeführt. 

Grundsätzlich sollten Elutionsversuche nach Möglichkeit mit einem Elutionsmittel durchgeführt werden, dem 
die untersuchten Materialien bzw. Stoffe in der Praxis ausgesetzt sind. Aufgrund der Standortverhältnisse ist 
zu erwarten, dass bei Zutritt von Wässern eine Aufsättigung mit NaCl bzw. MgCl2 erfolgt. Würde für die Elu-
tionsversuche ein für das ERAM typisches 'Grubenwasser' verwendet, so wären eine NaCl-Lösung, eine 
IP 21-Lösung oder eine Mischung dieser beiden Lösungen denkbar. 

Allerdings muss darauf hingewiesen werden, dass mit zunehmender Salinität die quantitative Bestimmung 
der eluierten Bestandteile erschwert wird.  

Weiter ist zu bedenken, dass die o. a. Salzbetone zu mehr als 50 Massen-% aus Steinsalz (NaCl) bestehen. 
Befindet sich ein solcher Salzbeton im Kontakt mit einem Elutionsmittel aus destilliertem Wasser, wird sich 
somit zwangsläufig eine salzhaltige Lösung (NaCl-Lösung) einstellen. Allerdings ist diese Lösung nur zu 
einem Siebtel gesättigt.  

Bei der Durchführung der Elutionsversuche zeigte sich, dass selbst in dieser teilgesättigten Lösung die Be-
stimmungsgrenzen für Cadmium und Thallium größer sind als z.B. die für eine Zuordnung erforderlichen 
Grenzwerte nach Z0 bzw. V0 [39]. Eine Einhaltung der Zuordnungskriterien für einen “uneingeschränkten 
Einbau“ kann damit nicht eindeutig nachgewiesen werden, obwohl selbst im Feststoff bzw. in der Original-
substanz weder Cadmium noch Thallium nachgewiesen wurden. Bei der Bewertung sollten daher auch im-
mer, so wie es die DIN 38 414 Teil 4 vorsieht, die Gehalte der umweltrelevanten Schadstoffe in der Original-
substanz herangezogen werden. Es macht keinen Sinn, eine Überschreitung der Zuordnungskriterien auf-
grund einer unzureichenden Bestimmungsgrenze anzunehmen, obwohl dieser Parameter selbst im Feststoff 
nicht nachgewiesen werden kann.  
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Vor diesem Hintergrund erscheint die Durchführung der Elutionsversuche gemäß DIN 38 414 Teil 4 als ge-
rechtfertigt. Selbst wenn die Verwendung des Elutionsmittels destilliertes Wasser zu signifikanten Abwei-
chungen bei den Stoffkonzentrationen im Eluenten im Vergleich zur Verwendung einer gesättigten Salzlö-
sung führen sollte, müsste dies unter den in Kap. 5.2 dargestellten Sachverhalten bewertet werden. 

 

 

5.3.3 Zusammenfassung und Bewertung der Untersuchungs-
ergebnisse 

Nachfolgend sind die Ergebnisse der Feststoffanalysen der drei Salzbetone zusammengefasst [17]: 

• In keinem der Salzbetone M1, M2 und M3 konnten EOX, BTX, LHKW, PAK oder PCB nachgewiesen 
werden. Die jeweiligen untersuchten Einzelverbindungen lagen unterhalb der Nachweis- bzw. Bestim-
mungsgrenzen. Der Gehalt an Kohlenwasserstoffen lag bei allen Proben unterhalb der Nachweisgrenze.  

• Im Salzbeton M1 konnten nur die Parameter Chrom (gesamt), Nickel, Zink sowie Cyanide (gesamt) 
nachgewiesen werden, deren Gehalte allerdings in den selben Größenordnungen liegen wie die Nach-
weisgrenzen. Bei den Salzbetonen M2 und M3 konnten darüber hinaus die Parameter Arsen, Blei und 
Kupfer nachgewiesen werden. Ihre Gehalte betragen etwa das 2- bis 3-fache der Nachweisgrenzen und 
sind auf die Verwendung der Steinkohlenflugasche zurückzuführen.  

Die Elutionsversuche an den Salzbetonproben wurden gemäß DIN 38 414 Teil 4 durchgeführt [36]. Zusam-
menfassend können die Ergebnisse wie folgt beschrieben werden [17]:  

• Der wasserlösliche Anteil mit 50,9 Massen-% bis 57,5 Massen-% ist auf den Salzzuschlag zurückzufüh-
ren. Eine Elution in einer gesättigten Salzlösung würde das Inlösunggehen des wasserlöslichen Stein-
salzanteils verhindern. Ausgehend von dem gelösten Salzgrus stellt sich der entsprechende Chloridge-
halt (etwa 25 g/l) sowie die entsprechende elektrische Leitfähigkeit im Eluat ein. Der Sulfatgehalt liegt bei 
allen drei Proben bei etwa 1 g/l und kann im Wesentlichen auf den Zementgehalt zurückgeführt werden.  

• Als einziges Schwermetall konnte bei allen drei Salzbetonen nur Blei mit einem Gehalt von 0,03 mg/l bis 
0,07 mg/l (Bestimmungsgrenze des Verfahrens: 0,02 mg/l) im Eluat nachgewiesen werden. Alle anderen 
Schwermetalle sind unterhalb der Nachweisgrenze. Darüber hinaus konnten nur noch die Summenpa-
rameter TOC (nicht beim Salzbeton M3) und AOX im Eluat nachgewiesen werden. 

• Unter Berücksichtigung der in der Originalsubstanz gemessenen Blei-Gehalte von 1 mg/kg (entspricht 
der Bestimmungsgrenze) beim Salzbeton M1, von 9 mg/kg beim Salzbeton M2 und von 16 mg/kg beim 
Salzbeton M3 werden aus dem Salzbeton M1 etwa 30 %, aus dem Salzbeton M2 etwa 6,7 % und aus 
dem Salzbeton M3 etwa 4,4 % des Bleigehalts eluiert. Hierdurch wird deutlich, dass durch die Verwen-
dung der Steinkohlenflugasche der Bleigehalt zwar erhöht wird, dieser aber nur zu einem sehr geringem 
Anteil mobilisiert werden kann.  

• Da im hochsalinaren Milieu die Eluierbarkeit von Blei durch die Komplexierung mit Chloridionen deutlich 
zunehmen kann [19, 20], muss die Mobilisierung von Blei gesondert betrachtet werden. Bei konservati-
ver Unterstellung, dass das gesamte Blei aus dem Salzbeton M2 in Lösung gehen kann, würde dies zu 
einer Konzentration im Eluat von etwa 0,9 mg/l führen. Dies entspricht dem 15-fachen des gemessenen 
Werts.  

Die Ergebnisse des Elutionsversuchs (hier: Analysenprotokolle der Kali und Salz Consulting GmbH, Kassel) 
mit dem Salzbeton M2 (d. h. dem für die Verfüllung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil des 
ERAM vorgesehenen Verfüllmaterial M2) sind im Anhang wiedergegeben. 
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6 PRÜFUNG  UND  BEWERTUNG  EINER  MÖGLICHEN  
VERSCHMUTZUNG  DES  OBERFLÄCHENNAHEN  
GRUNDWASSERS  BEI  BERÜCKSICHTIGUNG  DER  
VERFÜLLUNG  VON  AUSGEWÄHLTEN GRUBENBAUEN  
IM ZENTRALTEIL 

Die Untersuchung möglicher Auswirkungen, die von den radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden, der Braun-
kohlenfilterasche und dem Verfüllmaterial M2 auf das oberflächennahe Grundwasser ausgehen können, 
beruht auf einem Vergleich von Schadstoffkonzentrationen, die einerseits unter theoretischen Annahmen 
modellmäßig berechnet und andererseits als Maßstab einschlägigen Regelwerken aus dem Bereich des 
Wasserrechts entnommen werden. 

 

 

6.1 ERMITTLUNG  VON  SCHADSTOFFKONZENTRATIONEN 

Gemäß der in Kap. 4 dargestellten Vorgehensweise sind die Konzentrationen der organischen und anorga-
nischen Schadstoffe zu berechnen, die sich im oberflächennahen Aquifer einstellen. Für die radioaktiven 
Abfälle/Abfallgebinde einschließlich der Braunkohlenfilterasche liegen diese Konzentrationen bereits vor 
[12]. Die Untersuchung von möglichen Auswirkungen des verwendeten Verfüllmaterials M2 auf das oberflä-
chennahe Grundwasser - d. h. die Untersuchung einer möglichen zusätzlichen Belastung des oberflächen-
nahen Grundwassers durch im Verfüllmaterial M2 enthaltene Schadstoffe - stellt auf die experimentell be-
stimmten Eluatwerte ab (Kap. 4.1). Für die Untersuchung und Bewertung dieser zusätzlichen Auswirkungen 
ist es daher ausreichend, sich nur auf diejenigen Stoffe zu beschränken, die im Rahmen des Elutionsver-
suchs untersucht worden sind [17]. 

Vor diesem Hintergrund wurden in Tab. 3 die aus den radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden einschließlich 
Braunkohlenfilterasche gelösten Schadstoffmassen in den Einlagerungsfeldern zusammengestellt [12]. Aus-
gehend von diesen Massen sind mit Hilfe der in Tab. 1 genannten Verdünnungsfaktoren die jeweils von den 
einzelnen Einlagerungsfeldern herrührenden Beiträge zur Schadstoffbelastung im oberflächennahen Grund-
wasser modellmäßig berechnet und in Tab. 4 getrennt angegeben worden. Von diesen Schadstoffkonzentra-
tionen wurde der jeweils ungünstigste (d. h. größte) Wert als sog. Referenzwert Abfälle/BFA gesondert aus-
gewiesen; im Sinne der hier verfolgten konservativen Modellbetrachtung wird er für die weitere Prüfung und 
Bewertung einer schädlichen Verunreinigung des oberflächennahen Grundwassers oder einer sonstigen 
nachteiligen Beeinflussung seiner Eigenschaften herangezogen. 

Für das Verfüllmaterial M2 wurden die experimentell ermittelten Eluatwerte herangezogen. Messwerte liegen 
für Chlorid, Sulfat, Blei, TOC und AOX vor; alle anderen Werte liegen unterhalb der jeweiligen Bestim-
mungsgrenze [17]. Sofern sie im Analysenprotokoll (Anhang) als "kleiner Bestimmungsgrenze" angegeben 
waren, wurde mit der Bestimmungsgrenze weitergerechnet. Für die modellmäßige Berechnung der Schad-
stoffkonzentrationen im oberflächennahen Grundwasser wurden Verdünnungen von 2.500 und 385 verwen-
det (Kap. 4.1.2). Die daraus resultierenden Ergebnisse sind in Tab. 5 zusammengestellt. 

 

 

6.2 VERGLEICH  MIT  BEGRENZUNGEN 

Zur Bewertung der möglichen Auswirkungen auf den Zustand des oberflächennahen Grundwassers werden 
gemäß Kap. 4.1.3 die Geringfügigkeitsschwellenwerte der LAWA und der Berliner Liste 2005, die Grenzwer-
te der Trinkwasserverordnung und die Normalanforderungen aus dem Merkblatt W 251 des DVGW-
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Regelwerks als Maßstab herangezogen [24, 25, 26, 27]. Ein Überblick über die jeweils einzuhaltenden Be-
grenzungen ist in Tab. 6 wiedergegeben.  

In Tab. 7 sind für die verschiedenen organischen und anorganischen Schadstoffe die modellmäßig berech-
neten Konzentrationen im oberflächennahen Grundwasser angegeben. Hierbei wird zwischen den radioakti-
ven Abfällen/Abfallgebinden einschließlich Braunkohlenfilterasche (Spalte Referenzwert Abfälle/BFA) und 
dem Verfüllmaterial M2* (Spalte Verfüllmaterial M2*) unterschieden. Im Sinne des hier gewählten konserva-
tiven Ansatzes werden für die Bewertung der Auswirkungen auf den Grundwasserzustand die jeweils un-
günstigsten (d.h. größten) Werte herangezogen (Spalte Referenzwert Abfälle/BFA/M2*), die mit den jeweils 
ungünstigsten (d.h. kleinsten) Begrenzungen (Spalte Begrenzung [mg/l]) aus den herangezogenen Regel-
werken (Tab. 6) verglichen werden; zusätzlich wird für jede Begrenzung die zutreffende Literaturstelle ge-
nannt. 

Als wesentliche Ergebnisse dieser konservativen Modellbetrachtung (Tab. 7) bleiben festzuhalten: 

• Aus dem Vergleich der berechneten Schadstoffkonzentrationen im oberflächennahen Grundwasser mit 
den jeweiligen Begrenzungen folgt unmittelbar, dass die als Maßstab herangezogenen Geringfügigkeits-
schwellenwerte/Grenzwerte/Normalanforderungen um den Faktor 1,5 bis 960 (bei einem Verdünnungs-
faktor von 385) bzw. 10 bis 6.250 (bei einem Verdünnungsfaktor von 2.500) unterschritten werden.  

• Mit Ausnahme von Arsen werden die Schadstoffeinträge durch den Salzbeton bestimmt. Dabei sind sie 
mit Ausnahme von Chlorid, Sulfat, Blei, TOC und AOX auf die Bestimmungsgrenzen der Messverfahren 
zurückzuführen.  

• Selbst unter der Annahme, dass das gesamte vorhandene Blei beim Elutionsversuch in Lösung geht, 
wird die entsprechende Begrenzung um den Faktor 3 (bei einem Verdünnungsfaktor von 385) bzw. 19 
(bei einem Verdünnungsfaktor von 2.500) unterschritten. 

• Unter zusätzlicher Berücksichtigung der in Kap. 4.1.1 getroffenen Annahmen und unterstellten Randbe-
dingungen ist somit die Gefahr einer Beeinträchtigung des oberflächennahen Grundwassers nicht zu be-
sorgen. 

 

 

6.3 ÄNDERUNG DER STOFFLICHEN ZUSAMMENSETZUNG 

Für die Verfüllung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil wird das Referenzmaterial "Salzbeton der 
Mischung M2" (Verfüllmaterial M2) verwendet, dessen Ausgangsstoffe Zement, Flugasche, Salz und Wasser 
einschließlich ihrer jeweiligen prozentualen Anteile genau spezifiziert sind (Kap. 3.3). Im Hinblick auf die 
weitere Verwendung dieses Baustoffs kann in der Praxis nicht ausgeschlossen werden, dass es zu Ände-
rungen seiner stofflichen Zusammensetzung kommen kann und damit Abweichungen von den o. a. Spezifi-
kationen vorliegen werden. Dies könnte dadurch bedingt sein, dass z. B. auf eine Flugasche oder Zement 
anderer Herkunft und Zusammensetzung zurückgegriffen werden müsste. 

Vor diesem Hintergrund ist der Fragestellung nachzugehen, ob und inwiefern Änderungen der chemischen 
Zusammensetzung des Verfüllmaterials toleriert werden können, ohne dass eine schädliche Verunreinigung 
des oberflächennahen Grundwassers oder einer sonstigen nachteiligen Veränderung seiner Eigenschaften 
im Sinne des § 34 Abs. WHG und § 138 Abs. 2 WG LSA zu besorgen sind. Derartige Änderungen sollen im 
Rahmen der hier durchgeführten Untersuchungen dadurch berücksichtigt werden, dass modellmäßig größe-
re Eluatwerte angenommen und die daraus resultierenden Auswirkungen auf das oberflächennahe Grund-
wasser ermittelt bzw. bewertet werden. 

Das Ergebnis dieser Modellbetrachtung spiegelt sich in Tab. 8 wider: 

• Mit der Bezeichnung "Verfüllmaterial 10-M2" wird ein fiktiver Baustoff mit geänderter stofflicher Zusam-
mensetzung bezeichnet, für den zehnfach höhere Werte in der Lösung als in der Eluatanalyse für den 
Salzbeton M2 angesetzt werden.   
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Damit werden zehnfach größere Schadstoffkonzentrationen im oberflächennahen Grundwasser unter-
stellt. Die entsprechenden Eluatwerte finden sich in der Spalte Eluat Verfüllmaterial 10-M2. 

• Für die Berechnung des Schadstoffeintrags wird nur der ungünstigste Fall bzw. die geringste Verdün-
nung von 385 herangezogen.  

• In Analogie zu der in Kap. 6.1 und 6.2 beschriebenen Vorgehensweise sind die im oberflächennahen 
Grundwasser modellmäßig berechneten, jeweils ungünstigsten (d. h. größten) Schadstoffkonzentratio-
nen in der Spalte Referenzwert Abfälle/BFA/10-M2* angegeben; diese Konzentrationen werden wieder 
mit den jeweils ungünstigsten (d. h. kleinsten) Begrenzungen (Spalte Begrenzung [mg/l]) verglichen. 

• Der Vergleich zeigt, dass die Begrenzungen formal bei Chlorid um den Faktor 6,5 und bei Ammonium-N 
um den Faktor 2 überschritten werden. Alle anderen Elemente liegen um den Faktor 1,9 bis 96 unterhalb 
der Begrenzungen. 

• Die Überschreitung beim Chloridgehalt ist nur von theoretischer Bedeutung, da unabhängig vom 
Versatzmaterial immer eine gesättigte Salzlösung aus dem Grubengebäude ausgepresst wird. Die  
Überschreitung beim Ammonium-N ist nur auf die relativ große Bestimmungsgrenze beim Messverfah-
ren und nicht durch einen realen Schadstoffeintrag zurückzuführen. Hierdurch können keine nachteiligen 
Auswirkungen auf das oberflächennahe Grundwasser abgeleitet werden.  

• Es ist festzuhalten, dass selbst bei Baustoffen, die einen zehnfach höheren Schadstoffeintrag mit sich 
bringen, die herangezogenen wasserrechtlichen Begrenzungen mit Ausnahme von Chlorid und Ammo-
nium eingehalten werden. Daher haben geringfügige Änderungen bei den Salzbetonausgangstoffen kei-
ne nachteiligen Auswirkungen auf das oberflächennahe Grundwasser. 

• Im Hinblick auf die Überschreitung von Begrenzungen ist grundsätzlich anzumerken, dass z. B. die 
Grenzwerte aus der Trinkwasserverordnung beträchtliche Sicherheitsspannen enthalten, durch deren  
Einengung die menschliche Gesundheit im Allgemeinen noch nicht beeinträchtigt oder gar gefährdet 
wird [44, 45]. Überschreitungen sollten stets im Rahmen von Einzelfallbetrachtungen behandelt und be-
wertet werden. 

Damit können solche Abweichungen bzw. Änderungen in der stofflichen Zusammensetzung der für die Ver-
füllung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil vorgesehenen Baustoffe bzw. Verfüllmaterialien tole-
riert werden, bei denen eine Beschränkung der Schadstoffkonzentrationen im Eluat derart gewährleistet (und 
im Einzelfall nachzuweisen) ist, dass es zu keinen Überschreitungen der zur Einhaltung des wasserrechtli-
chen Schutzzieles heranzuziehenden Begrenzungen kommen kann. 

 

 

6.4 WAHRUNG  DES WASSERRECHTLICHEN  SCHUTZZIELS 

Die vorliegende Prüfung und Bewertung einer Verschmutzung des oberflächennahen Grundwassers durch 
bestimmte gefährliche Stoffe ist auf der Basis von Angaben, die im Rahmen einer Bestandsaufnahme bei 
den Abfallverursachern und ergänzend dazu in umfangreichen Literaturrecherchen ermittelt wurden, unter 
weit auf der sicheren Seite liegenden Annahmen und Randbedingungen vorgenommen worden. Die durch-
geführten Modellbetrachtungen zeigen im Ergebnis auf, dass eine schädliche Verunreinigung des oberflä-
chennahen Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften im Sinne des 
§ 34 Abs. 2 WHG und des § 138 Abs. 2 WG LSA bei der Verwendung des Verfüllmaterials M2 - selbst bei 
Abweichungen der stofflichen Zusammensetzung in gewissen Grenzen - für die Verfüllung von ausgewähl-
ten Grubenbauen im Zentralteil des ERAM nicht zu besorgen ist. 
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7 ZUSAMMENFASSENDE BEWERTUNG 

Die im Zusammenhang mit der Verfüllung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil des Endlagers für 
radioaktive Abfälle Morsleben erforderliche Prüfung und Bewertung einer möglichen Verschmutzung des 
oberflächennahen Grundwassers durch organische und anorganische Schadstoffe, die als Bestandteile der 
endgelagerten bzw. endzulagernden radioaktiven Abfälle/Abfallgebinde einschließlich der Braunkohlenfilter-
asche und des Verfüllmaterials M2 in der Nachbetriebsphase freigesetzt werden können, sind mit Hilfe von 
Modellbetrachtungen durchgeführt worden. Im Ergebnis konnte gezeigt werden, dass unter den getroffenen 
modellmäßigen Annahmen und den angenommenen ungünstigsten Randbedingungen die jeweils restriktivs-
ten schadstoffspezifischen Begrenzungen der Geringfügigkeitsschwellenwerte der LAWA und der Berliner 
Liste 2005, der Grenzwerte der Trinkwasserverordnung und der Normalanforderungen aus dem Merkblatt 
W 251 des DVGW-Regelwerks um den Faktor 1,5 bis 960 unterschritten werden. 

Unter Berücksichtigung der gewählten Modellbetrachtung, bei der insbesondere 

• die Auflösung der radioaktiven Abfälle/Abfallgebinde einschließlich der Braunkohlenfilterasche unter 
Berücksichtigung von Löslichkeitsgrenzen zu Beginn der Nachbetriebsphase angenommen wurde (un-
günstigste hypothetische Ausgangssituation),  

• für die gelösten organischen und anorganischen Schadstoffe keine Rückhaltung durch Sorptionsvorgän-
ge im Bereich der Grubengebäude und an den Gesteinen unterstellt wurde (d. h. keine Rückhaltewir-
kung der technischen und geologischen Barrieren sowie des Deckgebirges), 

• die Herabsetzung von Löslichkeiten, von Fällungs- und Flockungsreaktionen sowie von Wechselwirkun-
gen der gelösten Stoffe und entstandenen Reaktionsprodukte nicht berücksichtigt wurde, 

• der Eintrag von Schadstoffen aus dem Verfüllmaterial in das oberflächennahe Grundwasser mit dem 
kleinsten Verdünnungsfaktor berechnet wurde, 

muss davon ausgegangen werden, dass sich in Wirklichkeit weitaus kleinere Konzentrationen der hier unter-
suchten organischen und anorganischen Schadstoffe im oberflächennahen Grundwasser einstellen werden. 

Als Gesamtergebnis ist damit festzustellen, dass bei Unterschreitung der als Maßstab herangezogenen Be-
grenzungen (hier: jeweils restriktivster Wert aus den verwendeten Regelwerken) im Hinblick auf den Zustand 
des oberflächennahen Grundwassers ein Gefahrenverdacht als ausgeräumt anzusehen ist. Nach den 
durchgeführten Betrachtungen und Untersuchungen können bestimmte gefährliche Stoffe aus den endgela-
gerten bzw. endzulagernden radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden einschließlich der Braunkohlenfilterasche 
und aus dem Verfüllmaterial M2 für die Verfüllung von ausgewählten Grubenbauen im Zentralteil des Endla-
gers Morsleben in nur so geringer Menge und Konzentration in das oberflächennahe Grundwasser gelan-
gen, dass die Gefahr einer Beeinträchtigung der Grundwasserqualität bzw. eine schädliche Verunreinigung 
seiner Eigenschaften im Sinne des § 34 Abs. WHG und § 138 Abs. 2 WG LSA nicht zu besorgen ist. Dies 
gilt auch für den Fall, wenn für die Verfüllung der ausgewählten Grubenbaue im Zentralteil ein Baustoff ver-
wendet wird, der im Vergleich zum Verfüllmaterial M2 z. B. durch größere Eluatwerte charakterisiert ist. 
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9 TABELLEN 

 

Tab. 1: Einlagerungsfeldspezifische Verdünnungsfaktoren (hier: radioaktive Abfälle/Abfallgebinde 
einschließlich Braunkohlenfilterasche). 

Einlagerungsfeld Verdünnungsfaktor [m-3] 

1,1 � 10-9 

3,5 � 10-11 

7,1 � 10-12 

Nordfeld 

Westfeld 

Ostfeld 

Zentralteil 

Südfeld 

2,2 � 10-11 

3,5 � 10-11 

 

 

 

Tab. 2: Zusammensetzung der Salzbetone (Baustoffe für Verfüll- und Verschließmaßnahmen). 

Zusammensetzung der Salzbetone  

 

Salzbeton 

 

Zement 

[Massen -%] 

 

Flugasche 

[Massen -%] 

 

Salzgrus 

[Massen -%] 

 

Wasser 

[Massen -%] 

Salzbeton M1 32,34 - 54,72 12,94 

Salzbeton M2 16,44 16,44 53,74 13,38 

Salzbeton M3 9,87 23,01 54,49 12,63 
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Tab. 3: Gelöste Schadstoffmassen aus den radioaktiven Abfällen/Abfallgebinden einschließlich 
Braunkohlenfilterasche in den Einlagerungsfeldern. 

Gelöste Schadstoffmassen aus den Abfällen/BFA [kg]  
 
 

Schadstoff 

 

Nordfeld 

 

Westfeld 

 

Ostfeld 

 

Zentralteil 

 

Südfeld 

Chlorid 79 2.893 2.794 105 43.482 

Sulfat 19 83.680 39.664 14.546 630.942 

Cyanide  
(leicht freisetzbar) 

     

Cyanide (gesamt)      

Phenolindex      

Arsen 1 ⋅ 10-3 398 1 ⋅10-2 24 3.149 

Blei 1 241 80 18 430 

Cadmium 2 44 7 2 ⋅ 10-1 26 

Chrom (VI) 9 ⋅ 10-1 196 7 2 262 

Chrom (gesamt) 9 ⋅ 10-1 196 7 2 263 

Kupfer 5 ⋅ 10-3 3 ⋅ 10-1 1 2 ⋅ 10-1 6 

Nickel 2 ⋅ 10-1 12 25 8 218 

Quecksilber 2 ⋅ 10-2 7 6 ⋅ 10-2 8 ⋅ 10-2 10 

Thallium 6 ⋅ 10-2 5 
1 ⋅ 10-1 5 ⋅ 10-2 6 

Zink 8 ⋅ 10-2 36 78 2 178 

TOC      

Fluorid 161 1.059 302  104 

Ammonium-N  7.064 5.259 17 7.328 

AOX      
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Tab. 4: Schadstoffe (hier: radioaktiver Abfälle/Abfallgebinde einschließlich Braunkohlenfilterasche) und 
ihre modellmäßig berechneten Konzentrationen im oberflächennahen Grundwasser. 

Schadstoffkonzentrationen im oberflächennahen Grundwasser [mg/l]  

 

 
Schadstoff 

 

Nordfeld 

 

Westfeld 

 

Ostfeld 

 

Zentralteil 

 

Südfeld 

 
 

Referenzwert 
Abfälle/BFA 

Chlorid 8,64 ⋅ 10-5 1,01 ⋅ 10-4 1,98 ⋅ 10-5 2,31 ⋅ 10-6 1,52 ⋅ 10-3 1,52 ⋅ 10-3 

Sulfat 2,03 ⋅10-5 2,92 ⋅ 10-3 2,81 ⋅10-4 3,20 ⋅ 10-4 2,20 ⋅ 10-2 2,20 ⋅ 10-2 

Cyanide  
(leicht freisetzbar) 

      

Cyanide (gesamt)       

Phenolindex       

Arsen 1,19 ⋅ 10-9 1,39 ⋅ 10-5 1,11 ⋅ 10-10 5,36 ⋅ 10-7 1,10 ⋅ 10-4 1,10 ⋅10-4 

Blei 1,15 ⋅ 10-6 8,42 ⋅ 10-6 5,66 ⋅ 10-7 4,02 ⋅ 10-7 1,50 ⋅ 10-8 8,42 ⋅ 10-6 

Cadmium 2,31 ⋅ 10-6 1,55 ⋅ 10-6 4,90 ⋅ 10-7 3,42 ⋅ 10-9 9,01 ⋅ 10-7 2,31 ⋅ 10-6 

Chrom (VI) 1,02 ⋅ 10-6 6,84 ⋅ 10-6 4,73 ⋅ 10-8 4,47 ⋅ 10-8 9,18 ⋅ 10-6 9,18 ⋅ 10-6 

Chrom (gesamt) 1,02 ⋅ 10-6 6,84 ⋅ 10-6 4,70 ⋅ 10-8 4,50 ⋅ 10-8 9,19 ⋅ 10-6 9,19 ⋅ 10-6 

Kupfer 5,79 ⋅ 10-9 1,14 ⋅ 10-8 5,01 ⋅ 10-9 4,07 ⋅ 10-9 2,08 ⋅ 10-7 2,08 ⋅ 10-7 

Nickel 2,55 ⋅ 10-7 4,21 ⋅ 10-7 1,75 ⋅ 10-7 1,77 ⋅ 10-7 7,63 ⋅ 10-6 7,63 ⋅ 10-6 

Quecksilber 3,05 ⋅10-8 2,50 ⋅ 10-7 4,59 ⋅ 10-10 1,76 ⋅ 10-12 3,46 ⋅ 10-7 2,50 ⋅ 10-7 

Thallium 6,60 ⋅10-11 1,75 ⋅ 10-10 7,10 ⋅ 10-13 1,10 ⋅ 10-12 2,10 ⋅ 10-10 1,75 ⋅ 10-10 

Zink 9,73 ⋅ 10-8 1,27 ⋅ 10-6 5,55 ⋅ 10-7 4,58 ⋅ 10-8 6,23 ⋅10-6 6,23 ⋅ 10-6 

TOC       

Fluorid 1,77 ⋅ 10-4 3,70 ⋅ 10-5 2,14 ⋅ 10-7  3,64 ⋅ 10-6 1,77 ⋅ 10-4 

Ammonium-N  2,47 ⋅ 10-4 3,73 ⋅ 10-5 3,69 ⋅ 10-7 2,56 ⋅ 10-4 2,56 ⋅ 10-4 

AOX       
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Tab. 5: Schadstoffe (hier: Verfüllmaterial M2) und ihre modellmäßig berechnete Konzentration im 
oberflächennahen Grundwasser. 

 

Schadstoff 
Eluat 

Verfüllmaterial M2 
[mg/l] 

Konzentration im 
Grundwasser [mg/l] 

bei einer Verdünnung 
von 2.500 

Konzentration im 
Grundwasser [mg/l] 

bei einer Verdünnung 
von 385 

Chlorid 25.300 +) 10,10 65,7 

Sulfat   1.080 +) 4,32 ⋅ 10-1 2,81 

Cyanide (leicht  
freisetzbar) 

0,005 2,00 ⋅ 10-6 1,30 ⋅ 10-5 

Cyanide (gesamt) 0,005 2,00 ⋅ 10-6 1,30 ⋅ 10-5 

Phenolindex 0,005 2,00 ⋅ 10-6 1,30 ⋅ 10-5 

Arsen 0,005 2,00 ⋅ 10-6 1,30 ⋅ 10-5 

Blei   0,06 +) 2,40 ⋅ 10-5 1,56 ⋅ 10-4 

Cadmium 0,01 4,00 ⋅ 10-6 2,60 ⋅ 10-5 

Chrom (VI) 0,02 8,00 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-5 

Chrom (gesamt) 0,02 8,00 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-5 

Kupfer 0,02 8,00 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-5 

Nickel 0,02 8,00 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-5 

Quecksilber 0,0002 8,00 ⋅ 10-8 5,19 ⋅ 10-7 

Thallium 0,015 6,00 ⋅ 10-6 3,90 ⋅ 10-5 

Zink 0,05 2,00 ⋅ 10-5 1,30 ⋅ 10-4 

TOC 2,1 +) 8,40 ⋅ 10-4 5,45 ⋅ 10-3 

Fluorid 0,5 2,00 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-3 

Ammonium-N 15 6,00 ⋅ 10-3 3,90 ⋅ 10-2 

AOX   0,012 +) 4,80 ⋅ 10-6 3,12 ⋅ 10-5 

+) Messwerte; ansonsten Angabe der jeweiligen Bestimmungsgrenze des Nachweisverfahrens. 
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Tab. 6: Vergleich von Begrenzungen für organische und anorganische Schadstoffe. 

 

Schadstoff 

Berliner Liste 

2005 

[mg/l] 

LAWA 

2004 

[mg/l] 

TrinkwasserV 

2001 

[mg/l] 

DVGW 

1996 

[mg/l] 

Chlorid 250 250 250 100 

Sulfat 240 240 240 100 

Cyanid  
(leicht freisetzbar) 0,005 0,005   

Cyanid (gesamt) 0,05 0,05 0,05 0,01 

Phenol 0,008 0,008   

Arsen 0,01 0,01 0,01 0,005 

Blei 0,007 0,007 0,01 0,01 

Cadmium 0,0005 0,0005 0,005 0,001 

Chrom (VI) 0,006    

Chrom (gesamt)   0,05 0,03 

Kupfer 0,014 0,014 2,0 0,02 

Nickel 0,014 0,014 0,02 0,03 

Quecksilber 0,0002 0,0002 0,001 0,0005 

Thallium 0,0008 0,0008   

Zink 0,058 0,058  0,1 

TOC     

Fluorid 0,75 0,75 1,5 1,0 

Ammonium-N 0,5  0,5 0,2 

AOX    0,03 
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Tab. 7: Modellbetrachtung zum Vergleich von Konzentrationen organischer und anorganischer 
Schadstoffe im oberflächennahen Grundwasser mit Begrenzungen aus einschlägigen 
wasserrechtlichen Regelwerken. 

 Schadstoffkonzentrationen  
im oberflächennahen Grundwasser [mg/l] 

  

 

Schadstoff 

 

 

Referenzwert 

Abfälle/BFA 

 

Verfüllmaterial 

M2* 

 

Referenzwert 

Abfälle/BFA/M2* 

 

Begrenzung 

[mg/l] 

 

Zitat 

Chlorid 1,52 ⋅ 10-3 65,7 65,7 100 [27] 

Sulfat 2,20 ⋅ 10-2 2,81 2,81 100 [27] 

Cyanide  
(leicht freisetzbar) 

 
1,30 ⋅ 10-5 1,30 ⋅ 10-5 0,005 [24, 25] 

Cyanide (gesamt)  1,30 ⋅ 10-5 1,30 ⋅ 10-5 0,01 [27] 

Phenolindex  1,30 ⋅ 10-5 1,30 ⋅ 10-5 0,008 [24, 25] 

Arsen 1,10 ⋅10-4 1,30 ⋅ 10-5 1,10 ⋅ 10-4 0,005 [27] 

Blei 8,42 ⋅ 10-6 1,56 ⋅ 10-4 1,56 ⋅ 10-4 0,007 [24, 25] 

Cadmium 2,31 ⋅ 10-6 2,60 ⋅ 10-5 2,60 ⋅ 10-5 0,0005 [24, 25] 

Chrom (VI) 9,18 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-5 5,19 ⋅ 10-5 0,006 [25] 

Chrom (gesamt) 9,19 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-5 5,19 ⋅ 10-5 0,03 [27] 

Kupfer 2,08 ⋅ 10-7 5,19 ⋅ 10-5 5,19 ⋅ 10-5 0,014 [24, 25] 

Nickel 7,63 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-5 5,19 ⋅ 10-5 0,014 [24, 25] 

Quecksilber 2,50 ⋅ 10-7 5,19 ⋅ 10-7 5,19 ⋅ 10-7 0,0002 [24, 25] 

Thallium 2,10 ⋅ 10-10 3,90 ⋅ 10-5 3,90 ⋅ 10-5 0,0008 [24, 25] 

Zink 6,23 ⋅ 10-6 1,30 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-4 0,058 [24, 25] 

TOC  5,45 ⋅ 10-3 5,45 ⋅ 10-3   

Fluorid 1,77 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-3 1,30 ⋅ 10-3 0,75 [24, 25] 

Ammonium-N 2,56 ⋅ 10-4 3,90 ⋅ 10-2 3,90 ⋅ 10-2 0,2 [27] 

AOX  3,12 ⋅ 10-5 3,12 ⋅ 10-5 0,03 [27] 

* Konzentration bei einer Verdünnung von 385. 
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Tab. 8: Modellbetrachtung zum Vergleich von Konzentrationen organischer und anorganischer 
Schadstoffe im oberflächennahen Grundwasser mit Begrenzungen aus einschlägigen 
wasserrechtlichen Regelwerken (hier: Verfüllmaterial 10-M2). 

  Schadstoffkonzentrationen im oberflächennahen 
Grundwasser [mg/l] 

 

 

Schadstoff 

 

Eluat Verfüllmaterial 

10-M2 [mg/l] 

Referenzwert 

Abfälle/BFA 

Verfüllmaterial 

10-M2* 

Referenzwert Ab- 

fälle/BFA/10-M2* 

Begrenzung 

[mg/l] 

Chlorid 2,53 ⋅ 105 1,52 ⋅ 10-3 657 657 100 

Sulfat  1,08 ⋅ 104 2,20 ⋅ 10-2 28,1 28,1 100 

Cyanide  
(leicht freisetzbar) 0,05  1,30 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-4 0,005 

Cyanide (gesamt) 0,05  1,30 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-4 0,01 

Phenolindex 0,05  1,30 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-4 0,008 

Arsen 0,05 1,10 ⋅10-4 1,30 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-4 0,005 

Blei 0,6 8,42 ⋅ 10-6 1,56 ⋅ 10-3 1,56 ⋅ 10-3 0,007 

Cadmium 0,1 2,31 ⋅ 10-6 2,60 ⋅ 10-4 2,60 ⋅ 10-4 0,0005 

Chrom (VI) 0,2 9,18 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-4 5,19 ⋅ 10-4 0,006 

Chrom (gesamt) 0,2 9,19 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-4 5,19 ⋅ 10-4 0,03 

Kupfer 0,2 2,08 ⋅ 10-7 5,19 ⋅ 10-4 5,19 ⋅ 10-4 0,014 

Nickel 0,2 7,63 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-4 5,19 ⋅ 10-4 0,014 

Quecksilber 0,002 2,50 ⋅ 10-7 5,19 ⋅ 10-6 5,19 ⋅ 10-6 0,0002 

Thallium 0,15 2,10 ⋅ 10-10 3,90 ⋅ 10-4 3,90 ⋅ 10-4 0,0008 

Zink 0,50 6,23 ⋅ 10-6 1,30 ⋅ 10-3 1,30 ⋅ 10-3 0,058 

TOC 2,10 ⋅ 101  5,45 ⋅ 10-2 5,45 ⋅ 10-2  

Fluorid 5,00 
1,77 ⋅ 10-4 1,30 ⋅ 10-2 1,30 ⋅ 10-2 0,75 

Ammonium-N 1,50 ⋅ 102 2,56 ⋅ 10-4 3,90 ⋅ 10-1 3,90 ⋅ 10-1 0,2 

AOX 0,12  3,12 ⋅ 10-4 3,12 ⋅ 10-4 0,03 

* Konzentration bei einer Verdünnung von 385. 
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ANHANG 
Anhang 1: Analysenprotokoll für das Verfüllmaterial M2 (Eluatwerte). 


